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Sehr geehrte Damen und Herren,

bezugnehmend auf Ihr o.g. Schreiben und nachdem ich mich weitestgehend über die Problematik informiert habe, möchte ich wie  folgt Stellung dazu nehmen:

Die beiden Urteile des Bundesfinanzhofes, die von den Sozialämtern als Gesetzesgrundlage aufgeführt werden, sind in meinem Fall gar nicht anwendbar!
Beim Aktenzeichen III R 6/07 handelt es sich um Eltern, die selbst ALG II beziehen. Weil dieses Existenzminimum der Eltern nicht ausreicht, um auch noch den grundsicherungsberechtigten Kindern Unterhalt zu gewähren, kann das Kindergeld in diesen (!) Fällen abgezweigt werden, denn bei dieser Konstellation geht es ja ohnehin nur darum, ob das Kindergeld vom Sozialamt der Kinder oder von der ARGE der Eltern angerechnet wird.
Beim anderen Aktenzeichen III R 37/07 geht es um ein 1963 geborenes "Kind", das vollstationär in einer Pflegeeinrichtung untergebracht ist.

Dass die Sozialämter diese beiden Urteile zweckentfremden und pauschal zur Leistungskürzung missbrauchen, ist ein Skandal!

Sowohl das Bundesverwaltungsgericht (5 C 28.04) als auch das Bundessozialgericht (B 9b SO 5/06 R) haben bereits entschieden, dass das Kindergeld von erwachsenen behinderten Kindern, die im Haushalt der Eltern leben, nicht (!) abgezweigt werden darf. 

Beide Urteile lege ich zur Kenntnisnahme bei. Ich bitte, diese unbedingt durchzulesen! 

Besonders der Passus über den Gleichheitsgrundsatz ist interessant. Bedeutet doch der Antrag des Sozialamtes eine klare Diskriminierung von behinderten Menschen!

Das würde sicher auch die Presse interessieren, mal abgesehen davon, das sicher viele Eltern aus Unwissenheit die Abzweigung akzeptieren und auf ihnen zustehendes Geld verzichten würden. Was wiederum den Sozialträgern Einsparungen in Millionenhöhe bescheren würden. 

Und das auch noch vollkommen am der gültigen Rechtssprechung vorbei!!! 



Wenn das Kind im eigenen Haushalt lebt, ist es schier unmöglich, jeden Cent zu belegen, den man täglich ausgibt und den man dann auch noch zu den Leistungen abgrenzen muss, die dem Grundsicherungsbedarf zuzurechnen sind.
Offensichtlich erhoffen sich die Sozialämter, dass die Eltern "kapitulieren", wenn sie in den Vordrucken der Familienkassen lesen, dass sie Rechnungen, Quittungen, gefahrene km und Anlass der Fahrt usw. usw. belegen sollen. 

Jeder Sachbearbeiter weiß, dass das völlig unrealistisch ist, so dass man keine Skrupel hat, die Eltern auf diese Weise zur Verzweiflung zu bringen.

 In dem o.g. Urteil des Bundessozialgerichts ist von keiner Bezifferung die Rede, sondern dass "zu beachten" ist, dass bei einem volljährigen behinderten Kind, das mit den Eltern in häuslicher Gemeinschaft lebt, die Aufwendungen der Eltern "regelmäßig erheblich höher sind als dies bei einer stationären Betreuung des Kindes der Fall wäre". 

Ich bitte des Weiteren zu beachten, dass die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vorrangig ist und vom Bundesfinanzhof nicht gebrochen werden kann!

Da die von Ihnen bzw. vom Sozialamt herangezogenen Urteile des Bundesfinanzhofes für meinen Sohn und für mich nicht relevant sind, bin ich auch nicht verpflichtet, Ihnen als Familienkasse irgendwelche Nachweise bzgl. einer Unterhaltsleistung zu übersenden! Siehe o.g. Urteile! 

Ausgehend von der neuen Sachlage und der vermutlich absichtlichen Fehlinterpretation der derzeitigen Gesetzeslage ist das Sozialamt Suhl überhaupt nicht berechtigt, in meinem konkreten Fall Kindergeld abzweigen zulassen, da die Voraussetzung hierfür,  nämlich ein Antrag des volljährigen behinderten Kindes oder aber ein in § 74 Abs 1 EStG vorausgesetztes Unterhaltsdefizit, nicht vorliegt.

Ich bitte daher, den Antrag des Sozialamtes auf Abzweigung des Kindergeldes gemäß § 74 Abs. 1 EStG abzulehnen.

Mit freundlichen Grüßen
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Urteil BSG B 9b SO 5/06 R

Urteil BverwG 5 C 28. 04

